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S I C H E R H E I T S P O L I T I K

Sanktionen gegen die
Hisbollah?

Bundesinnenminister Hans-Peter
Friedrich (CSU) will schärfer gegen
die libanesische Hisbollah („Partei
Gottes“) vorgehen. In einem Brief an
seine Amtskollegen in Zypern und
Bulgarien bat der Minister um belast-
bare Hinweise, die zu einer Aufnahme
der schiitischen Organisation auf die
EU-Liste von Terrorgruppen führen
können. Sollten entsprechende Fakten
vorliegen, so Friedrich, stehe „die Bun-
desregierung einer EU-Listung positiv
gegenüber“. Damit würde Funktionä-
ren der Hisbollah das Reisen erheblich
erschwert, und Gelder könnten einge-
froren werden. Die seit 1992 im libane-
sischen Parlament vertretene Organisa-
tion wird verdächtigt, hinter einem
Anschlag auf einen Bus mit israeli-
schen Urlaubern im bulgarischen Bur-
gas zu stehen, bei dem im vergange-
nen Sommer sieben Menschen getötet
worden waren, darunter der Attentä-
ter. In Zypern wurde ein Hisbollah-
Sympathisant unlängst verurteilt, weil
er Vorbereitungen für einen Anschlag
unternommen haben soll. Vergangene
Woche sprach Friedrich das Thema
auch bei seinem Treffen mit der ameri-
kanischen Heimatschutzministerin
Janet Napolitano in Washington an: Er
unterstütze Sanktionen gegen die His-
bollah, wenn die Fakten eine Verwick-
lung in Terrorhandlungen in Europa
belegten. Die US-Regierung drängt auf
ein härteres Vorgehen gegen die einsti-
ge Miliz, die zeitweilig Teil der libane-
sischen Regierung war. In Deutschland
leben nach Schätzung der Sicherheits-
behörden etwa 950 Hisbollah-Anhän-
ger, denen allerdings keine Verwick-
lungen in militante Aktivitäten nach-
zuweisen sind.
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Zerstörter Reisebus in Burgas 2012

S T E U E R A B K O M M E N

Schweiz-Deal erst 
nach der Wahl

Auch wenn sich die Schweiz neuer-
dings wieder verhandlungsbereit zeigt,
will die SPD erst nach der Bundestags-
wahl einen erneuten Anlauf für ein
Abkommen mit der Alpenrepublik un-
ternehmen. „Es ist unwahrscheinlich,
ein so komplexes Problem während
des deutschen Wahlkampfes zu lösen“,
sagt der rheinland-pfälzische Finanz-
minister Carsten Kühl. „Sobald die
Bundestagswahl gelaufen ist, sollten
wir das Thema aber möglichst rasch
angehen.“ Ähnlich äußert sich Nord-
rhein-Westfalens Finanzminister Nor-
bert Walter-Borjans: „Es geht nicht
um Schnelligkeit, sondern um Gründ-
lichkeit. Das Ziel muss sein, wirklich
alle Steuerschlupflöcher zu schließen
und für eine gerechte Besteuerung zu
sorgen.“ Darum müsse ein neues Steu-
erabkommen etwa auch Stiftungen
umfassen. Kühl und Walter-Borjans
fordern für den Fall von Neuverhand-
lungen, dass die Schweiz einem auto-
matischen Informationsaustausch zu-
stimmt. Entscheidend sei, so Kühl,
dass die Behörden über die Kapitaler-
träge von deutschen Anlegern mög-
lichst umfassend informiert würden.
Die Schweiz war zuletzt unter Druck
geraten, ihr Bankgeheimnis endgültig
aufzugeben,
nachdem sich
Luxemburg und
Österreich zu
entsprechenden
Verhandlungen
mit der EU be-
reit erklärt hat-
ten. Auch die
Steueraffäre um
den Präsidenten
von Bayern
München, Uli
Hoeneß, hatte
die Debatte be-
feuert. K
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